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Geleitwort 

Als sich vor Jahren immer deutlicher zeigte, daß die Aufgabe des 
Organisierens in der öffentlichen  Verwaltung sich zu einem beacht-
lichen Problem entwickelt hatte und daß die Verwaltung mehr als 
bisher über ihr Handeln zu reflektieren  habe, begannen an verschie-
denen Stellen der deutschen Verwaltung Überlegungen, wie man die-
sem Problem in angemessener Weise beikommen könnte. Dabei erwies 
sich, daß gemäß der deutschen Verwaltungstradition, eng verbunden 
mit der Auftei lung der Verwaltungsaufgaben auf Bund, Länder und 
Gemeinden, die kommunale Selbstverwaltung einen gewissen Vor-
sprung vor den diesbezüglichen Bemühungen der staatlichen Verwal-
tungen hatte. Es sei hier nur an die Kommunale Gemeinschaftsstelle 
für Verwaltungsvereinfachung in Köln und an die WIBERA AG in 
Düsseldorf  erinnert, Einrichtungen also, an deren Gründung die kom-
munalen Spitzenverbände maßgeblich mitgewirkt hatten, wohingegen 
es auf der Stufe der Bundesländer einerseits und zwischen den Ressorts 
des Bundes andererseits ähnlich enge Zusammenarbeit auf diesem 
Gebiet bekanntlich nicht gibt. 

Wurde also in den staatlichen Verwaltungen das Problem der Organi-
sation der Organisation, aufs Ganze gesehen, bisher eher zufällig 
aufmerksamer  als bisher behandelt, so bedeutete dies natürlich nicht, 
daß es nicht auch in der staatlichen Verwaltung schon bald zu inter-
essanten neuen Bemühungen auf diesem Problemfeld gekommen 
wäre. Man t r i t t der Verwaltung des Bundes und den Verwaltungen 
der anderen Bundesländer nicht zu nahe, wenn man sagt, daß das 
Bundesland Hamburg hier besonders interessante Lösungsversuche 
anzubieten hat, nämlich über das Senatsamt für den Verwaltungs-
dienst — Organisationsamt (vermutlich wirk te sich hier auch der 
Einfluß von Herbert  Weichmann  aus, der nach der Rückkehr aus der 
Emigration Präsident des Rechnungshofes in Hamburg wurde, dann 
Senator für Finanzen, bevor er das Amt des Ersten Bürgermeisters 
übernahm). 

Im Hamburger Organisationsamt bemühte man sich, schon um die 
eigene Organisationsarbeit zu verbessern, denn auch darum, einen 
Überblick über die Organisation der Organisation im Bund und in 
den anderen Bundesländern zu gewinnen. Zwar enthielt diese Doku-
mentation bereits viele interessante Einzelheiten, doch sah die Lei-
tung des Hamburger Organisationsamtes (Ulrich  Becker),  daß mit der 
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Erstellung dieser Dokumentation die Verwaltungspraxis an die Gren-
zen ihrer „Forschungskapazität" gekommen war und daß jetzt die 
Wissenschaft  an dieser Aufgabe weiterarbeiten müsse, wenn man noch 
mehr über dieses Thema erfahren  wolle. Deshalb fragte  Ulrich  Becker, 
als ich noch an der Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer 
lehrte (1968 - 1972), ob man nicht im dortigen Forschungsinstitut dieses 
Thema aufgreifen  wolle. Das wollte man schon, doch kam es nicht 
mehr zur Verwirkl ichung dieses Vorhabens. Die Bedeutung des The-
mas aber, so hatte sich inzwischen erwiesen, war noch größer geworden, 
und es zeigten sich auch einige einschlägige Publikationen. Aber all 
dies vermittelte nicht viel mehr als nur zufällige Einblicke. Als der 
Verfasser  des hier vorgelegten Buches, der sein Rechtsstudium in 
Heidelberg absolviert hat, zum Zwecke der Promotion ein verwaltungs-
wissenschaftliches Thema hier in Tübingen bearbeiten wollte, fand er 
sogleich Gefallen an dem „alten Hamburger Thema". 

Es dürfte sich von selbst verstehen, daß der Verfasser  einer Doktor-
arbeit, dem auch zeitliche Grenzen gesetzt sind (ζ. B. Referendariat), 
dieses Thema nicht i n seiner ganzen Breite angehen konnte, weder auf 
der Stufe der Bundesverwaltung noch auf derjenigen aller Länderver-
waltungen und erst recht nicht im Hinblick auf die zahlreichen großen 
kommunalen Verwaltungen. Hier konnte daher nur versucht werden, 
anhand von möglichst gut ausgewählten Beispielen voranzukommen, 
also nur bestimmte Verwaltungen zu befragen, wie sie das Problem der 
Organisation der Organisation gelöst haben. Es muß weiterer Forschung 
überlassen bleiben, das Thema zu erweitern und zugleich zu vertiefen. 
Ohne die Mi twi rkung der Praxis lassen sich derartige Themen nicht 
bearbeiten. Da kann es von Vortei l sein, wenn die Wissenschaft über 
gute Kontakte mit der Praxis verfügt,  wei l diese verständlicherweise 
nicht jedwedem Besucher Tür und Tor öffnet.  Deshalb möchte sich 
auch der „Doktorvater" an dieser Stelle herzlich bei allen Behörden 
bedanken, um deren Auskunft Herr Olivet  bat: Hier blieb kein Wunsch 
offen,  und in den Gesprächen mit den betreffenden  Beamten hat Herr 
Olivet  für sein Vorhaben manchen Rat erhalten, den ihm niemand 
sonst hätte erteilen können. Wie bei der Vorbereitung des ebenfalls 
in dieser Schriftenreihe  erschienenen Buches von Alfred  Katz  über die 
politische Verwaltungsführung  in den Bundesländern, dargestellt am 
Beispiel der Landesregierung Baden-Württemberg, läßt sich auch hier 
nicht behaupten, die deutsche Verwaltung sei für die wissenschaftliche 
Betrachtung undurchdringlich bzw. nur an Lob interessiert. Allerdings 
könnte man die verwaltungswissenschaftliche Forschung erheblich an-
reichern, würde sich die Praxis öfter dazu verstehen, geeignete Be-
amte für die nötige Zeit in Forschungseinrichtungen abzuordnen, 
damit sie in dem dafür allein passenden Rahmen solche Themen 



Geleitwort 

bearbeiten, die auch dem besten Doktoranden (oder Habilitanden) un-
zugänglich bleiben müssen. (Was dabei an Gewinn herauskommen 
kann, zeigt sich gerade jetzt wieder an der Arbeit eines Hamburger 
Beamten, die im Forschungsinstitut der Speyerer Hochschule erstellt 
wurde: Rudolf  Dieckmann,  Aufgabenkrit ik  in einer Großstadtverwal-
tung, unter besonderer Berücksichtigung Hamburgs, Berl in 1977, 
Duncker & Humblot.) 

So viel zur Vorgeschichte dieser Arbeit. Doch kann ich zwei weitere 
Bemerkungen nicht unterdrücken: 

Gewiß hat der Leser zu beurteilen, wieviel Gewinn ihm die Lektüre 
dieser Arbeit bringt. Doch darf  hier wohl gesagt werden, daß es offen-
bar auch Juristen möglich ist, solche Themen mi t Ertrag zu bearbeiten. 
Das haben in den letzten Jahren schon etliche Doktorarbeiten gezeigt, 
die auf dem Gebiet der Verwaltungswissenschaft  in deutschen Rechts-
fakultäten entstanden sind. Auch diese Arbeit widerlegt ein nicht 
wenig verbreitetes Vorurteil, und zwar in zwei Richtungen: Einerseits 
die von Nichtjuristen zu hörende, bisweilen sehr stark politisch getönte 
Meinung, Juristen könnten von ihrem „Ansatz" aus solche Fragestellun-
gen überhaupt nicht angehen, andererseits das vorwiegend von justiz-
rechtlich Orientierten (auch in Justizprüfungsämtern)  immer noch ge-
pflegte Vorurteil, junge Juristen seien überfordert,  wenn man sie auf 
solche Themen ansetze, denn dafür müsse man über langjährige Ver-
waltungspraxis verfügen. Diese nicht gerade heilige All ianz gegen die 
Förderung der Verwaltungswissenschaft  in den Rechtsfakultäten müßte 
sich angesichts der vorliegenden Ergebnisse solcher Bemühungen doch 
wohl bald müde geredet haben. 

Allerdings: Wenn der in Tübingen gewonnene Eindruck richtig ist, 
kann man mit einer Vermehrung derartiger verwaltungswissenschaft-
licher Arbeiten kaum noch rechnen. Die Zahl der jungen Juristen, die 
sich für solche anspruchsvollen Dissertationsthemen interessieren, 
scheint abzunehmen, wei l angesichts der vorhersehbaren Berufspro-
bleme den jungen Juristen der Zeitaufwand, der mi t solchen For-
schungen unvermeidbar verbunden ist, als beruflich allzu riskant er-
scheint. Sollte dem so sein, dann hätten w i r es hier mi t einer ersten 
Folge der Aufforderung  unserer Polit iker zu tun, angesichts der „Über-
lastquote" die „Forschung" zugunsten der Lehre (ich lese immer 
„Leere") zurückzustellen. Doch träfe das dann keineswegs nur (wie 
wohl vermutet) die „wohlbestallten" Ordinarien, sondern auch man-
chen jungen Begabten, und dann würde sich für die Verwaltungs-
wissenschaft zeigen, daß dies auch das Erkenntnisinteresse jener 
Polit iker im Bund und in den Ländern selbst schädigen müßte, die ein 
so scharfes Wort so gelassen ausgesprochen haben. 

Roman Schnur 
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Wenn ein Nichtpraktiker ein so praxisbezogenes Thema wie das vor-
liegende bearbeitet, so bedarf  das einer kurzen Erklärung, wenngleich 
sie für den Verwaltungspraktiker wohl auf der Hand liegt. Die „Vor-
dringlichkeit des Kurzfristigen"  nimmt überall in der Praxis zu, vor 
allem in dem Bereich der Organisationsarbeit, die ja zu einem guten 
Teil die auf ihre wesentlichen Elemente komprimierte und abstrahierte 
Verwaltungsarbeit selbst darstellt. Konzeptionelle Entwürfe, die über 
die praktische Orientierung der eigenen Arbeit hinausgehen, sind per-
sonell und zeitlich nicht mehr ohne weiteres möglich (von Ausnahmen, 
wie Delegationen von Beamten an wissenschaftliche Institutionen, ab-
gesehen). 

Wenn man als Ausweg eine mehr konzeptionelle und übergreifende 
Betrachtung der Problematik der institutionalisierten Organisations-
arbeit einem Akademiker und Nichtpraktiker überläßt, so ist das natür-
lich mi t Risiken und Schwierigkeiten verbunden, die der Verfasser 
ganz deutlich gespürt hat. Wenn trotzdem diese Schwierigkeiten jeden-
falls insoweit überwunden werden konnten, als das wichtigste Material 
zusammengestellt, geordnet und unter konzeptionellen, an organisa-
tionswissenschaftlichen Gesichtspunkten orientierten Aspekten darge-
stellt wurde, so zunächst wegen der entgegenkommenden Unterstüt-
zung der Praxis, die dem Verfasser  vor allem dank der ausgezeichneten 
Beziehungen von Herrn Prof.  Dr. Schnur  zur Verwaltungspraxis zuteil 
wurde. Herrn Prof.  Dr. Schnur  gi l t daher mein besonderer Dank. I n 
nicht geringerem Maße bin ich Herrn Senatsdirektor Ό. Becker  (Organi-
sationsamt Hamburg), Herrn Direktor H. Oppliger  (Zentrale Organi-
sationsstelle in Bern), Herrn Ministerialrat M. Lepper  (Zentrale Organi-
sationsstelle im Bundesinnenministerium), Herrn Senatsrat E. Krems 
(Organisationsstelle der Innenverwaltung in Berlin), Herrn Ministerial-
dirigent H. Kieffer  (Zentralabteilung des rheinland-pfälzischen Innen-
ministeriums), sowie den Herrn H. Siepmann  (Kommunale Gemein-
schaftsstelle für Verwaltungsvereinfachung)  und Prof.  Dr. E. Laux 
(WIBERA AG Düsseldorf)  zu Dank verbunden. Den letzteren ist der 
Verfasser  vor allem auch deshalb verpflichtet,  da sie ihm die Arbeits-
methode nahelegten, nach der in allen wesentlichen Kapiteln des vor-
liegenden Buches vorgegangen wurde: nach ausführlichen Gesprächen 
mi t den Organisationspraktikern (und zum Tei l auch mit fachlichen 
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Stellen, die besonders eng mit der betr. Organisationsstelle zusammen-
arbeitete) wurde ein Resûmée angefertigt,  das von den Gesprächspart-
nern korrigiert und mi t weiteren Anregungen versehen wurde, worauf 
erst die eigentliche Bearbeitung unter konzeptionellen Gesichtspunkten 
vorgenommen wurde*. Hieraus erklärt sich der weitgehend empirische 
Charakter der Arbeit als einer geordneten Bestandsaufnahme mit eini-
gen, aus der immanenten Logik des Tatsachenmaterials resultierenden, 
Folgerungen und Bewertungen. 

Diese empirische Beschränkung ist der zweite Umstand, dem es der 
Verfasser  verdankt, daß das enorm umfangreiche Thema nicht von 
vorneherein dem Gri f f  wissenschaftlicher Bearbeitung entglitten ist. 
Empirische Beschränkung bedeutet für jeden Juristen und Akademiker, 
jedenfalls deutscher Provenienz, eine Überwindung, und sie ist ja 
auch als nur ein  Aspekt der Sache Unvollkommenheit. Vollkommeneres 
auf diesem Gebiet zu sehen, würde niemanden mehr freuen als den 
Verfasser. 

Stuttgart, im Februar 1978 
P. Olivet 

* Der Stand der Arbei t ist Jun i 1975. Die 1976 erschienene Li teratur wurde, 
zum Tei l nur in den Fußnoten, berücksichtigt. 
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I . Einleitung 

1. Gegenstand der Untersuchung 

Der in jüngster Zeit entstandene Terminus „Organisation der Orga-
nisation" — Begriffe  wie „Verwaltung der Verwaltung" oder „Kon-
trolle der Kontrol le" 1 standen dabei Pate — hat mi t Kurzbegriffen 
dieser A r t eine weitgehende Abstraktheit und begriffliche  Unschärfe 
gemein. Er bedeutet, wenn man ihn zunächst von der sprachlichen 
Seite her betrachtet, soviel wie die Ar t und Weise der Wahrnehmung 
bestimmter Aufgaben, die die Organisation, d. h. die möglichst zweck-
mäßige Gestaltung des Aufbaus und Ablaufs der öffentlichen  Verwal-
tung, betreffen. 

Dies ist nun noch keine wissenschaftliche Definition. Es fallen völ l ig 
heterogene Akt iv i täten darunter, nämlich: 

— fachliche Verwaltungstätigkeiten, die selbst organisatorische As-
pekte haben (ζ. B. weite Bereiche der kommunalen VersorgungsVer-
waltung, sowie staatl. Verwaltungstätigkeiten aller Ar t , besonders 
im Versorgungs- und Durchführungsbereich 2), 

— wesentliche Teile der Leitungsfunktionen der Abteilungs- und Be-
hördenleiter sowie der Verwaltungsspitze3, 

— Spezialistenfunktionen methodischer Ar t , wie Reorganisation von 
Verwaltungseinheiten, Prüfung und Rationalisierung von Verwal-
tungsabläufen, organisatorische Maßnahmen auf dem Gebiet der 
Personalwirtschaft  (Stellenplan, Stellenwirtschaft,  Dienstpostenbe-
wertung, Verbesserung der motivatorischen Voraussetzungen für die 
Mitarbeiter), ferner  Rationalisierungen im engeren Sinn (einschließ-
lich Automation)4. 

1 Funkt ion des aus der amerikanischen Wirtschaftspraxis  stammenden 
„Control ler", vgl. dazu E. Laux : Eignung der herkömmlichen Organisation 
der Ministerien zur Erfü l lung ihrer Aufgaben, in Schriftenreihe  Speyer 1973, 
Bd. 52, S. 19 ff.,  S. 32 f. 

2 Vgl. hierzu Siepmann: Gutachten der kommunalen Gemeinschaftsstelle 
für Verwaltungsvereinfachung („KGSt"), Aufbau und Arbeitsweise der Orga-
nisationsstelle, 1975, S. 8 f.; ferner:  U. Becker: Organisationsaufgaben und 
Organisationsstellen, i n Organisation und Effizienz  der öffentlichen  Verwal -
tung, herausgegeben von E. Mäding und F. Knöpfle, Kö ln 1974, S. 25 f. (S. 27). 

3 Vgl. dazu U. Becker und M. A rp : i n Managementsysteme, herausgegeben 
vom Senatsamt für den Verwaltungsdienst, Hamburg 1973, S. 27 ff.  (S. 31, 32). 
I n der anglo-amerikanischen L i teratur w i r d Organisation — „management 
service" — weitgehend als Führungsaufgabe angesehen. 

2* 
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Dies sind die drei typischen Bereiche, i n denen organisatorische Auf-
gaben wahrgenommen werden5. Nur der letztere Bereich stellt ein 
sachlich eingrenzbares Aufgabengebiet dar. Mi t dem Begriff  „Organisa-
t ion der Organisation" meint man i n erster Linie diesen Bereich. 

Der wesentliche Abgrenzungsgesichtspunkt ist also zunächst der der 
Ausgliederung der organisatorischen Aufgaben aus den Fach- und 
Leitungsaufgaben. Auch hiermit ist allerdings noch keine eindeutige 
Definit ion dieses Begriffs  erreicht. Die Grenze zu organisatorischen 
Aufgaben (und deren Trägern), die teilweise in Verbindung mi t der 
Fachaufgabe und teilweise methodisch und organisatorisch verselbstän-
digt wahrgenommen werden, ist fließend 6. 

a) Eine solche nicht eindeutige und begrifflich  unscharfe Ausgliede-
rung von organisatorischen Aufgaben aus Fach- und Leitungsaufgaben 
ist einmal im Zuge der historischen Entwicklung ausgegliederter, 
i. d. R. zentraler,  Organisationsstellen  zu beobachten, die in bestimmten 
Fällen noch nicht abgeschlossen ist und ζ. T. noch Verwaltungseinheiten 
kennt, die neben organisatorischen  auch Fachaufgaben  wahrnehmen, 
(vgl. dazu im folgenden). 

Die Bi ldung verselbständigter Verwaltungsstellen, die sich aus-
schließlich oder doch überwiegend mi t organisatorischen Fragen befas-
sen, reicht erst in die Mit te der 20er Jahre zurück7. 

Eine systematische  Beschäftigung mi t den Problemen der ausgeglie-
derten organisatorischen Arbeit (heute überwiegend als „Querschnitts-
tätigkeit" bezeichnet8) erfolgte sogar erst Anfang der 30er Jahre. I n 
diese Zeit fäl l t auch die Bi ldung der ersten Spezialistenstellen auf dem 
Gebiet der Organisation in der staatlichen  Verwaltung9 . Dieser Prozeß 

4 Vgl. zu diesem Aspekt der organisatorischen Arbei t H. Oppliger: Organi-
sieren und Rationalisieren i n der Schweizerischen Bundesverwaltung, i n 
Organisation und Effizienz  der öffentlichen  Verwaltung, Band I 1974, S. 36, 
sowie U. Becker, Organisationsaufgaben, S. 26. Ferner O. Hongier: Aufgaben 
und Arbeitsweise der Zentralstelle für Organisationsfragen  der Bundesver-
waltung, Bern 1966, S. 5 f. Vgl. ferner  die Aufgabenkataloge der unter II. , 
I I I . und IV. geschilderten Organisationsstellen. 

5 Es gibt eine Reihe von Mischformen, vgl. dazu U. Becker: Das st ruktu-
relle Instrumentar ium der Regierungs- und Verwaltungsführung  der Freien 
und Hansestadt Hamburg, Die Verwal tung 1969, S. 213 f., die unter dem Ge-
sichtspunkt der F lex ib i l i tä t der Verwal tung behandelt werden; vgl. i m fol-
genden. 

6 Hauptbeispiele sind fachliche Kommissionen, die, zeitl ich und fachlich be-
grenzt, organisatorische Aufgaben wahrnehmen, vgl. i m folgenden, insbeson-
dere unten IV. 5.3. 

7 Vgl. dazu unten I I I . 1.1. (Hamburg) und I I I . 2.2.2 (Berlin). 
8 Vgl. dazu K. Dammann: Stäbe, Intendantur- und Dacheinheiten, Kö ln 

1969, S. 24 f. 
9 Vgl. hierzu E. Pusic: Inst i tut ionel le Tätigkeiten, i n Schriftenreihe  der 
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dauert, vor allem in der staatlichen Verwaltung, an10 ; auch im Kommu-
nalbereich gibt es Stellen, die organisatorische und fachliche Aufgaben 
in mehr oder weniger enger Verbindung wahrnehmen, vor allem in 
kleineren Verwaltungen 11 oder kleineren Ämtern und Behörden (vgl. 
unten I I I . 1. 2.2. a.)12. 

b) Der zweite, praktisch bedeutsamere Gesichtspunkt, der für Misch-
formen zwischen teilweiser Ausgliederung von organisatorischen Auf-
gaben und teilweiser Belassung in ihrer Verbindung zu Fach- und Lei-
tungsaufgaben verantwortlich ist, ist der der Bildung von Fachkommis-
sionen, Projekt- und Arbeitsgruppen mit ζ. T. organisatorischer, ζ. T. 
fachlicher Aufgabenstellung. Im wesentlichen sind es Gesichtspunkte 
der Praxisbezogenheit und Informationsnähe, die solchen Formen zu-
grunde liegen13. 

Diese Mischformen können nicht als Übergangslösungen oder Rand-
erscheinungen angesehen werden. Ein wesentlicher Teil gerade der 
konzeptionellen Organisationsarbeit findet hier statt14. Die Organisa-
tion der Organisation umfaßt auch diese Formen, und man muß die 
begrifflichen  Abgrenzungsschwierigkeiten zu Organisationsaufgaben, 
die eindeutig in Verbindung mi t Fach- und Leitungsaufgaben wahrge-
nommen werden und als deren Bestandteil anzusehen sind, in Kauf 
nehmen. 

Hochschule für Verwaltungswissenschaften Speyer, Bd. 48 (1971), S. 257 ff. 
(S. 275 f.). 

1 0 Vgl. die Vielzahl von Kommissionen und Projektgruppen mi t organisato-
rischen Aufgabenstellungen i n der Bundesverwaltung (unten I I . 1.1. 3.2.), 
sowie den Vorschlag der „Projektgruppe RVR" (vgl. unten I I . 1.2.), die ver-
streuten und ζ. T. nicht ausgegliederten Organisationsaufgaben und -kompe-
tenzen zusammenzufassen (vgl. Vorschlag IV. 1. des 3. Berichts der „Pro iekt -
gruppe RVR" (1973); Einzelheiten unten I I . 1.2.3.). I n den Landesverwaltun-
gen (Flächenstaaten) ist dieser Prozeß noch deutlicher (vgl. unten I I I . 3.1. 
und 4. und I I I . 4.3.3. (sukzessive Übertragung von Zentralaufgaben und Kom-
petenzen auf das Innenressort)). 

1 1 Vgl. unten I I I . (Einleitung für den Kommunalbereich). Diese Mischfor-
men sind hier weniger von Interesse und werden i m Zusammenhang der 
Schilderung dezentraler Organisationsstellen erwähnt. 

1 2 Theoretische Ausführungen zur Frage des Prozesses der Zentralisierung 
von Organisationsaufgaben vgl. bei H. Siepmann: Aufbau und Arbeitsweise 
der Organisationsstelle, S. 10 f. (15). 

1 3 So H. Ehmke: Planung i m Regierungsbereich — Aufgaben und Wider-
stände, in Naschold / Väth : Politische Planungssysteme S. 311 f. (Dies w i r d 
insbes. [S. 316] für den Fal l der Planung und Organisationsplanung ausge-
führt.  Allgemeine Ausführungen zu effektiver  Organisation und Planung, 
die von der Sache, und nicht von der Methode her zu leisten ist, f inden sich 
S. 321 f.) 

1 4 Vgl. unten I I . 1.2. („Projektgruppe RVR"), ferner  H. Schatz: Au f der 
Suche nach neuen Problemlösungsstrategien, i n Mayntz / Scharpf:  Planungs-
organisation (1973), S. 9 f. (S. 27 und 33). 


